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Wien, 21.09.2008

Sehr geehrte Frau Klubobfrau Vassilakou, 

möchten Sie, dass Ihr Nachbar auf dem Dach seines Hauses eine hochfrequente UMTS-Mobilfunksendeanlage installieren lässt? Ihr Schlafzimmer befindet sich geschätzte 3 m von den geplanten sechs  Antennen entfernt -  Werden Sie hier gut schlafen bzw. leben können?

Im Detail: 

In Wien Penzing steht die Errichtung einer UMTS-Sendeanlage durch die Mobilkom Austria bestehend aus 6 UMTS-Sendern unmittelbar bevor. In der Cottagestraße 11, mitten in einem reinen Wohngebiet, soll diese Sendeanlage in Kürze am Dach eines Privathauses errichtet werden. Wir, die besorgten Anrainer, vielfach junge Familien mit Kindern und ältere Menschen, fühlen uns gesundheitlich bedroht durch die hochfrequente Dauerbestrahlung. Wir haben uns zu einer hochaktiven Bürgerinitiative zusammengeschlossen, binnen kürzester Zeit eine Homepage dazu eingerichtet und fordern nun vehement den sofortigen Stopp des Vorhabens. Besonders entrüstet uns der Umstand, dass wir bei der Errichtung einer Sendeanlage auf einem fremden Privathaus keinerlei Mitspracherecht haben. Selbst ein Nadelbaum oder das Ortsbild hat in Wien größere Bedeutung als wir steuerzahlenden und demnächst wählenden Bürger! 

Zu den Fakten:

Der Staat Österreich hat mit der Versteigerung von Mobilfunk-Lizenzen viel Geld verdient – Die Mobilfunkbetreiber müssen nun dieses Geld schnell wieder „hereinholen“- mit der normalen Telefonie ist durch den enormen Konkurrenzkampf nicht mehr viel zu holen - umso mehr muss nun also die neue Technologie UMTS für mobiles Internet, Fernsehen etc. forciert werden- Wegen der geringen Reichweite von etwa 300 – 500 m wird Österreich mit Masten zugepflastert. – Auf der Strecke bleibt der mündige, informierte Bürger, dem angesichts drohender gesundheitlicher Gefahren und der Aussicht, genau nichts dagegen ausrichten zu können, die Luft weg bleibt. 

Im Telekommunikationsgesetz § 73 heißt es: „Bei der Errichtung und dem Betrieb von Funkanlagen und Telekommunikationsendeinrichtungen müssen der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen…. gewährleistet sein.“ Diese Gewährleistung kann laut internationaler Studien nicht gegeben sein. Die von der EU-Kommission sowie finnischen und Schweizer Regierung in Auftrag gegebene REFLEX Studie weist eindeutig genetische Veränderungen durch Einfach- und Doppelstrangbrüche der DNA bei EMF-Emission nach.  Die Wiener Umweltanwaltschaft, das Universitätsinstitut für Umwelt und Hygiene wie auch der oberste Sanitätsrat fordern vehement das Vorsorgeprinzip ein, da die Ergebnisse zahlreicher Studien Grund zur Besorgnis geben. Nicht zuletzt untermauert eine aktuelle Aussendung der Ärztekammer vorige  Woche mit der neuerlichen Warnung vor gesundheitlicher Gefährdung durch Handystrahlen unsere berechtigten Anliegen (http://www.aekwien.or.at/1964.py# vom 17.09.08).
Der Verweis der Mobilkom, es würden ohnehin die von der ICNIRP empfohlenen Grenzwerte eingehalten, ist völlig inakzeptabel. Diese sind so hoch (und dazu überholt, da aus dem Jahr 1998! – ) angesetzt, dass es freilich zu keiner Überschreitung kommt. Während diese Werte für UMTS bei  10.000 mW/m2 (!) liegen, empfiehlt der oberste Sanitätsrat eine Leistungsflussdichte von etwa 45mW/m2, die Wiener Umweltanwaltschaft spricht nach Empfehlungen des Universitätsinstitutes für Hygiene und Umweltmedizin von 6-11mW/m2 (nach ganz neuen Daten sogar von Werten unterhalb von 1mW/m2) , das Land Salzburg geht von einem Wert von 1mW/m2 aus.

Kurioserweise hat sich die Stadt Wien von den Mobilfunkbetreibern für Gemeindebauten einen Wert von 10mW/m2 ausbedungen. Warum, fragen wir uns, gilt das nur für Mieter im Gemeindebau, während sich der Rest der Bevölkerung durch einen rechtlich unverbindlichen Grenzwert von 10.000mW/m2 sicher fühlen soll? Eine grobe Ungleichbehandlung, die dem in der Bundesverfassung verankerten Gleichheitsgrundsatz wohl gänzlich widerspricht. Mit großem Interesse erwarten wir in dieser Sache ein Erkenntnis des VfGH. 

Und warum, fragen wir weiter, lehnen die großen Versicherungsgesellschaften die Übernahme einer Betriebshaftpflicht für Mobilfunkbetreiber als „unkalkulierbares gesundheitliches Risiko“ ab, wenn alles so „paletti“ ist, wie diese das in ihren Statements und Hochglanzbroschüren so gerne präsentieren?  

In Anbetracht der einwandfreien Abdeckung mit UMTS für drahtlosen Internetzugang im gesamten Gebiet von Hadersdorf-Weidlingau,  kann von  „Lücken in der flächendeckenden Versorgung“, wie sie die Mobilkom als Begründung für die neuen Sender anführt,  keine Rede sein. 

Mehr als 350 Menschen haben sich schon dagegen ausgesprochen und dies mit ihrer Unterschrift dokumentiert. Und täglich werden es noch mehr. Bei der ersten Pressekonferenz vergangenen Montag kamen - ähnlich wie bereits bei der Bauverhandlung – vor dem Haus Cottagestraße 11 wieder rund 100 aufgebrachte Menschen (trotz Kälte und Regen) zusammen, dabei wurde ein erster medialer Niederschlag erzielt. 

Mittlerweile beginnen sich die einzelnen Bürgerinitiativen untereinander zu vernetzen und das bedeutet dann einige zehntausend aufgebrachte BürgerInnen, denen die Arglosigkeit unserer Politiker (mit Ausnahme einiger löblicher Beispiele) unerklärlich wird. Übrigens fanden sich bei unserer Pressekonferenz grüne, schwarze Politiker und dazu ein ORF-Team ein, die  unser Anliegen zu verstehen schienen. Auch die SPÖ-Bezirksvorsteherin von Penzing, Andrea Kalchbrenner, hat uns ihre Unterstützung zugesagt. 

Der ORF hat auf die Sorgen der Wiener Bürger reagiert und wird das Problem in zwei „Konkret-Sendungen“, exemplarisch für viele weitere Bürgerinitiativen zu diesem Thema, darstellen. 

Sehr geehrte Frau Klubobfrau Vassilakou, Sie schreiben in Ihrem Wahlprogramm: 

· Konsequenter Umwelt- und Naturschutz ist kein Minderheitenprogramm für LiebhaberInnen von Fröschen und Wiesenblumen. Umweltschutz ist zentraler Motor für Lebensqualität und Gesundheit für alle. Die BürgerInnen haben ein Recht auf saubere Luft, klares Wasser, intakte Natur und sichere Energie. Echten Umweltschutz gibt’s nur mit den Grünen (http://www.gruene.at/uploads/media/GRUENES_PR_WAHL08.pdf vom 19.09.08).

Daher fordern wir - die Bürgerinitiative Hadersdorf – Weidlingau (HAWEI) - Sie als Klubobfrau der Umweltpartei dringend auf:  

· Sorgen Sie für gesetzlich verankerte Grenzwerte nach dem Vorsorgeprinzip und für Haftungsregelungen in Bezug auf Mobilfunk- (Wer haftet, wenn wir hier krank oder arbeitsunfähig werden? Wer haftet für die Wertminderung unserer Wohnungen und Grundstücke?)

· Räumen Sie uns ein(e) Mitspracherecht /Parteienstellung bei so wichtigen Entscheidungen, wie bei der Errichtung eines Sendemastes, ein. Das „Lebensministerium“ sieht sogar eine BürgerInnenbeteiligung vor.

· Verankern Sie per Gesetz die Errichtung eines verbindlichen und öffentlich zugänglichen Sendekatasters samt aller relevanten Informationen zu jedem Sender wie Senderichtung, maximale Sendeleistung und Abdeckungsreichweite. 

· Jedes Wohngebiet innerhalb der Stadtgrenzen Wiens ist mit Festnetz, Kabelnetz und den bestehenden Mobilfunksendern hinsichtlich Datenverkehr überreich ausgestattet.  Es besteht – mit Ausnahme der Profite der Mobilfunk-Betreiber- kein Grund die Elektromagnetfeld (EMF)-Belastung in Wien mit allen resultierenden Folgen für Gesundheit und Wohlbefinden der Bürger noch weiter zu erhöhen. 

Im Gegenteil: 

Reduzieren Sie - im Sinne des Umweltschutzgedankens – der sich natürlich auch auf den nicht sichtbaren Teil des elektromagnetischen Spektrums beziehen muss, die Emissionen des drahtlosen Datenverkehrs auf das absolute Minimum (etwa durch den Einsatz verbesserter und durchaus bereits vorhandener Technologien, die mit weit geringeren Feldstärken auskommen, oder  durch Forcierung von kabelgebundenen Technologien wie z.B. Glasfaserleitungen).  

· Hier ist Ihr Auftrag – von uns, den Bürgern, an Sie: Reduzieren Sie die Elektrosmog-Belastung per Gesetz und Verordnung auf das in vielen Studien belegte vertretbare Maximum von 1 Milliwatt/m2. Und tun Sie es bevor der Schadensfall eintritt!

Über eine Antwort an die besorgten Bürger und Wähler noch vor dem kommenden Wahltag wären wir besonders erfreut,

 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Roland Stocker

Petra Zykan

Georg Steck

Für die Initiative HAWEI
